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ten deklariert. Eine solche Verein
barung, die volle Unterstützung 
durch Bonn vorausgesetzt, 
würde übrigens dem Gedanken 
einer „Verantwortungsgemein
schaft", in der BRD ist davon oft 
die Rede, zwischen der DDR und 
der BRD völlig entsprechen.
Die DDR ist für einen vereinbar
ten Verzicht auf den Ersteinsatz 
atomarer Waffen. Sie verweist 
dabei auf das historische Beispiel 
des einseitig verkündeten Ver
zichts durch die Sowjetunion und 
erwartet, daß auch die anderen 
Nuklearmächte diesem Schritt 
folgen. Die BRD könnte viel dazu 
tun, indem sie auf die USA und 
andere NATO-Verbündete wie 
Frankreich und Großbritannien 
einwirkt, damit diese ebenfalls 
auf den Ersteinsatz verzichten. 
Die DDR ist nach wie vor bereit, 
ihr gesamtes Territorium für eine 
von atomaren Gefechtsfeldwaf
fen freie Zone in Mitteleuropa zur 
Verfügung zu stellen, obwohl sie 
infolge der Ablehnung dieser ver
nünftigen schwedischen Initia
tive durch die BRD und andere 
NATO-Staaten gegenwärtig 
keine Möglichkeit förderen Reali 
sierung sieht.
Die DDR tritt aktiv für ein Abkom
men über das Verbot der Produk
tion, Lagerung und Anwendung 
chemischer Massenvernich
tungsmittel ein. Eine vertragliche 
Vereinbarung darüber entsprä
che dem Gedanken, militärisches 
Gleichgewicht auf einem mög
lichst niedrigen Niveau zu ver
wirklichen. Aus Bonn waren dazu 
bisher nur Ausflüchte zu hören. 
Für alle diese Vorschläge ist bis
her auf deutschem Boden allein 
die DDR als Staat bzw. als Regie
rung eingetreten. 
Selbstverständlich verlangen ent
sprechende Schritte zur Verwirk
lichung dieser Vorschläge, daß 
sie dem Prinzip der Gleichheit 
und der gleichen Sicherheit ent
sprechen. In diesem Zusammen
hang darf man nicht übersehen, 
daß die BRD der europäische 
Hauptlagerplatz für chemische 
Massenvernichtungswaffen der 
USA ist und ihr Territorium die

größte Kernwaffendichte in der 
Welt aufweist.
Wenn Genosse Erich Honecker 
auf der 7. Tagung des ZK der 
SED betonte, daß jetzt erst recht 
die Anstrengungen für die Vertei
digung und Bewahrung des Frie
dens zu verstärken sind, dann 
eben wegen der konkreten Situa
tion, wie sie durch Konfronta
tionskurs und Hochrüstungspoli
tik der aggressivsten Kräfte des 
Imperialismus hier in Europa mit 
so viel Gefahren für die ganze 
Welt entstanden ist. Wobei die
ses „jetzt erst recht" dem ganzen 
Werdegang und Wesen unseres 
Arbeiter-und-Bauern-Staates ent
springt.
Folgerichtig ergibt sich die aus
geprägte _ Verantwortung der 
DDR aus Faktoren, die untrenn
bar mit der fünfunddreißigjähri- 
gen Entwicklung des ersten deut
schen Staates der Arbeiter und 
Bauern verbunden sind.
Erstens sah die DDR aufgrund 
der bitteren Erfahrungen aus 
zwei Weltkriegen, die von deut
schem Boden ihren Ausgang ge
nommen hatten, ihre besondere 
Verpflichtung darin, alles men
schenmögliche zu tun, um im 
Herzen Europas den Frieden dau
erhaft zu sichern. Vom ersten 
Tage ihrer Existenz an hat die

DDR deshalb entsprechend ihrer 
Staatsdoktrin gehandelt, nämlich 
alles zu tun, damit von deut
schem Boden nie wieder ein 
Krieg ausgeht. 35 Jahre DDR 
sind dementsprechend dreiein
halb Jahrzehnte Taten und Initia
tiven, die dieser Verpflichtung 
dienen. Das begann mit dem 
Kampf für einen gerechten Frie
den, für die Ächtung der Atom
bombe, für ein entmilitarisiertes 
Deutschland, für die friedliche 
Koexistenz zwischen Staaten un
terschiedlicher Gesellschaftsord
nung im allgemeinen und zwi
schen der DDR und der BRD im 
besonderen - ein Kampf, der bis 
in die heutige Zeit nichts an 
Dringlichkeit verloren hat. Frie
densinitiativen der DDR waren 
immer-mit konstruktiven Angebo
ten an die Regierung der BRD 
verbunden.
Es ist eine bittere Wahrheit, daß 
so viele Chancen für die Gewähr
leistung von Frieden und Sicher
heit durch die herrschenden 
Kräfte der BRD nicht nur ausge
lassen wurden, sondern immer 
neue Schritte der Rüstung bis hin 
zum Einschwenken auf den Kon- 
frontations- und Hochrüstungs
kurs der USA-Administration ge
tan wurden.
Zweitens ergibt sich die uner-
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